
Case Management am Arbeitsplatz in der Verwaltung
der Stadt Zürich, Berichterstattung und Antrag auf

stadtweite Weiterführung

1. Ausgangslage
Der Gemeinderat hat mit Beschluss vom 10. Januar 2007 (GRB 1106,
GR Nr. 2006/303) die für die Einführung von Case Management am
Arbeitsplatz in der Stadtverwaltung Zürich notwendige Rechts-
grundlage in Art. 3bis der Verordnung über das Arbeitsverhältnis des
städtischen Personals (Personalrecht) geschaffen.Ausserdem hat der
Gemeinderat vom geplanten Budgetsaldo und den Stellenwerten
Kenntnis genommen und zudem beschlossen, dass der Stadtrat im
Jahr 2010 dem Gemeinderat einen Bericht über die mit dem Case
Management gemachten Erfahrungen zu erstatten und Antrag über
die Weiterführung zu stellen hat.

2. Zweck der Vorlage
In der vorliegenden Weisung und den dazugehörenden Beilagen
(Bericht und Kurzbericht über das Projekt «Stadtweite Weiter-
führung Case Management» mit kommentierten Tabellen und Über-
sichten) werden die Ergebnisse aus der Projektphase der Jahre 2007
bis 2009 ausgewertet, und insbesondere wird aufgezeigt, dass die vom
Stadtrat (StRB Nr. 159/2005 und StRB Nr. 817/2006) gesetzten Ziele
für diese Projektphase und die Pilotphase davor (2005/2006), näm-
lich:

– Reintegration von erkrankten oder verunfallten Mitarbeitenden
möglichst am angestammten Arbeitsplatz;

– Steigerung der Zufriedenheit und Wertschätzung der Mitarbei-
tenden;

– Senkung der Anzahl der Langzeitabwesenheiten und Invali-
ditätsfälle gegenüber der Zeit vor Case Management;

– Realisierung von Kostenersparnissen der Stadt durch Rück-
führung erkrankter oder verunfallter Mitarbeitender an ihren
Arbeitsplatz und

– Reduktion der Kosten für Invalidenrenten bzw. Versicherungs-
prämien für das Invaliditätsrisiko

weitgehend erreicht wurden. Damit allein rechtfertigt sich die defi-
nitive stadtweite Weiterführung von Case Management ab dem Jahr
2011 in der Stadtverwaltung Zürich. Dem Gemeinderat kann deshalb
der Antrag zur Weiterführung von Case Management gestellt wer-
den.

3. Vernehmlassung
An der Vernehmlassung haben sämtliche Departemente, die Pen-
sionskasse Stadt Zürich (PKZH), UVZ, SVA Zürich, die Beauftragte
für Beschwerdesachen (Ombudsstelle), die Fachstelle für Gleich-
stellung, der Datenschutzbeauftragte, der Verband der Friedensrich-
terinnen/-richter und 6 Personalverbände (KPV, vpod, KOG, Trans-
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fair, SBK und AvenirSocial) teilgenommen. Die Weiterführung des
stadtweit eingeführten Case Managements wurde einhellig begrüsst.
Insbesondere wurde in sämtlichen Stellungnahmen die Notwendig-
keit des Case Managements für die Mitarbeitenden in der Stadt
Zürich hervorgehoben. Besondere Beachtung fanden die positiven
Auswirkungen des Case Managements in qualitativer Hinsicht.
Grundsätzlich wurden die Ergebnisse im Zusammenhang mit den
erzielten Kostenminderungen und dem dank Case Management
möglichen Einsparpotenzial an Sozialversicherungsleistungen posi-
tiv gewürdigt, obgleich nicht verkannt wurde, dass die Auswertungs-
ergebnisse teilweise auf Schätzungen beruhen, die jedoch verständ-
lich plausibilisiert wurden.

In den meisten Stellungnahmen wurden – wie dies zu erwarten war
– die noch nicht völlig geklärte Abgrenzung von Case Management
zu Themen der Sozialberatung und der Beratung in Arbeitskonflik-
ten hervorgehoben. Die Rollenklärung des Case Managements
wurde als prioritäre Aufgabe in der nächsten Zeit bezeichnet. Insbe-
sondere aus der Stadtverwaltung wurden Themen der noch zu ver-
bessernden Integration des Case Managements in die Departe-
mentsstruktur und die noch nicht überall optimale Koordination zwi-
schen der Führung, den HR-Verantwortlichen und dem Case Mana-
gement in den Departementen und Dienstabteilungen vorgebracht.
Handlungsbedarf besteht aufgrund verschiedener Inputs auch in der
Abgrenzung zu Themen der Prävention, namentlich des betriebli-
chen Gesundheitsmanagements. Im noch laufenden Projekt werden
Organisation und Struktur des Case Managements innerhalb der
Stadtverwaltung, gestützt auf zahlreiche Anregungen, noch vertief-
ter zu behandeln sein. Beschränkte Zustimmung fand die Idee der
überwiegend zentralen Struktur mit den aufgezeigten Ausnahmen
(DIB und GUD). Einzelne Departemente (SD, SSD, PD und PRD)
sowie die meisten Personalverbände favorisierten eine zentrale
Struktur. Es ist ebenfalls vorgesehen, dass die Abstimmung der Auf-
gaben zwischen den Departementsverantwortlichen für Case Mana-
gement, den künftigen Teamleitungen der Case Management-Grup-
pen und den stadtweit übergreifenden Aufgaben des Case Manage-
ments, die von der Koordinationsstelle wahrzunehmen sind, noch zu
verbessern ist. Diese Themenkreise sind ebenfalls bis zum Projekt-
abschluss Ende 2010 zu bearbeiten.

4. Rechtliche Grundlagen
Mit dem Start von Case Management am Arbeitsplatz wurden in den
Jahren 2006 und 2007 die entsprechenden Rechtsgrundlagen im Per-
sonalrecht (PR) und den Ausführungsbestimmungen (AB PR)
geschaffen (Art. 3bis PR sowie Art. 9bis, Art. 44 Abs. 3 und Art. 55bis

AB PR). Diese Grundsätze haben weiterhin Gültigkeit, so dass zur-
zeit keine Anpassungen vorgesehen sind. Insbesondere haben sich
die datenschutzrechtlichen Bestimmungen (Art. 44 Abs. 3 und Art.
55bis AB PR) im Vollzug bewährt. Gestützt auf die weiteren Erfah-
rungen und mit Blick auf die künftige Ausrichtung des Case Mana-
gements in der Stadt Zürich sind später allenfalls punktuelle (in die
Kompetenz des Stadtrates fallende) Anpassungen der Ausführungs-
bestimmungen notwendig, soweit sie die Organisation, Struktur,
Budgetierung und weitere Vollzugsfragen betreffen.
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Das stadtweite Case Management wird im Buchungskreis 2051 Case
Management geführt. Die bisher im Buchungskreis 2050 Human
Resources Management (HRZ) geführten Sozialstellen werden auf
die Institution Case Management übertragen. Dieses Vorgehen ist
mit der Finanzverwaltung abgesprochen.

5. Projektverlauf 2007 bis 2009

5.1 Etappenweise Einführung des stadtweiten Case Managements
Der Stadtrat hat in StRB Nr. 817/2006 beschlossen, nach der Pilot-
phase und einer kurzen Übergangsphase Case Management in der
Stadt Zürich etappenweise einzuführen und mit StRB Nr. 126/2007
insgesamt 21 Stellenwerte bewilligt.Als Berechnungsgrundlage dien-
ten die anerkannten Erfahrungswerte der Case Management-Praxis
(1 CM Stellenwert pro 1000 Mitarbeitende). Demnach sind ab dem
Projektstart (Anfang 2007) die Case Managerinnen und Case Mana-
ger für die einzelnen Departemente zeitlich gestaffelt rekrutiert und
eingesetzt worden. Der Rekrutierungsprozess für die bewilligten 21
Stellenwerte ist im Herbst 2008 abgeschlossen worden.

5.2 Projektorganisation
HRZ ist mit der Durchführung des Projekts beauftragt worden und
hat zu diesem Zweck eine Projektorganisation geschaffen, die sich in
ihrer schlanken Struktur bewährte.

Die Oberaufsicht über das Projekt lag beim Steuerungsausschuss des
Legislaturschwerpunktes 5. Diesem Gremium wurde zuhanden des
Stadtrates periodisch rapportiert.

Die eigentliche operative Projektsteuerung erfolgte durch ein Gre-
mium, das aus Vertretungen der Sozialversicherungen, Personalver-
bände, Departemente (Dienstchef aus dem GUD) und der Projekt-
leitung zusammengesetzt ist. Die operative Projektsteuerung hat die
für das Projekt massgeblichen Grundsatzentscheide getroffen und
die künftige Struktur und Organisation des Case Managements ver-
abschiedet.

Die von den Departementen bezeichneten Delegierten waren für
die Kommunikation und Information innerhalb der einzelnen
Departemente zuständig. Zentrale Themen im operativen Vollzug
und mit Blick auf eine künftige Organisation und Struktur des Case
Managements in der Stadt Zürich wurden in dieser Gruppe behan-
delt. Zugleich waren die Delegierten mit der personellen Führung
der Case Managerinnen und Case Manager in der Projektphase
betraut und ebenfalls für ihre Leistungsbeurteilung (ZBG) zusam-
men mit der Projektleitung zuständig.

Die Projektleitung war für die Erfüllung aller operativen Aufgaben
verantwortlich und zudem in fachlicher Hinsicht Ansprechinstanz
für die Case Managerinnen und Case Manager.

Die gewählte Führungsstruktur in Form der Aufsplittung in perso-
nelle und fachliche Verantwortung ist aufgrund der gemachten
Erfahrungen als suboptimal zu bezeichnen. Sie hat zu erhöhten
Abstimmungs- und Koordinationsproblemen während der gesamten
Projektdauer geführt. Für die Betriebsphase ist daher keine Ma-
trixorganisation mehr vorgesehen.
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Die Erfüllung der Querschnittsaufgaben (wie unter anderem Con-
trolling, Reporting, Qualitätssicherung, Verbindung zum Daten-
schutzbeauftragten, zur Fachstelle für Gleichstellung und zur
Ombudsstelle) wurde ausschliesslich von der Projektleitung wahr-
genommen. Die Koordination des Erfahrungs- und Wissensaus-
tauschs unter den Case Managerinnen und Case Managern zählte
ebenfalls zu den Aufgaben der Projektleitung.

5.3 Auslastung des Teams Case Management
Es hat sich bereits im Jahr 2008 gezeigt, dass die Auslastung der Case
Managerinnen und Case Manager in den einzelnen Departementen
sehr unterschiedlich war und – abgesehen von einzelnen Ausnahmen
– insbesondere in der Anfangsphase nicht den Erwartungen aus dem
Pilotprojekt entsprochen hat. Gründe dafür waren eine anfängliche
Zurückhaltung (Arbeitsteilung, Kompetenzregelung) der HR-Ver-
antwortlichen und der Führungskräfte, die mittlerweile einer positi-
ven Haltung gegenüber dem Case Management gewichen ist.

Die projektverantwortlichen Gremien haben auf diese Situation rea-
giert. Zum einen sind die bis Ende 2009 aus verschiedenen Gründen
ausgetretenen fünf Case Managerinnen und Case Manager nicht
mehr ersetzt worden. Zum andern wurden einzelne Case Manage-
rinnen und Case Manager in Absprache mit den jeweils zuständigen
Delegierten und im Einverständnis mit den betroffenen Case Mana-
gerinnen und Case Managern in verschiedenen Departementen ein-
gesetzt. Mit diesem Schritt konnten Arbeitsbelastungsspitzen im
Case Management in den einzelnen Departementen aufgefangen
und ausgeglichen werden. Dieses Vorgehen hat sich bewährt und
wird auch in der Betriebsphase weitergeführt.

6. Finanzielles und Stellenwerte
Nähere Ausführungen zu den folgenden Tabellen finden sich in Ziff. 6
des Berichtes «Stadtweite Weiterführung Case Management» über
das Projekt.

6.1 Personelle Besetzung während des Projekts (ohne Projektlei-
tung)
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Departement Stellenwerte Stellenwerte Stellenwerte Stellenwerte
2007 abgegeben erhalten 2009

DIB 3,3/5 Pers. 0,5 aus Projekt 3,8/5 Pers.

GUD 4,6/6 Pers. 0,4 TED 5,4/8 Pers.
0,4 HBD, FD,

PRD

HBD, FD, 2,3/3 Pers. 0,4 an GUD 0,1 2,0/3 Pers.
PRD aus Projekt

PD 2,4/3 Pers. 0,8 Abgang 1,6/2 Pers.

SD 1,6/2 Pers. 0,1 aus Projekt 1,7/2 Pers.

SSD 3,4/5 Pers. 2,2 Abgang 0,4 TED 1,6/3 Pers.

TED 1,6/2 Pers. 0,4 an GUD 0,8/2 Pers.
0,4 an SSD

Total 19,2/26 Pers. 16,9/21 Pers.



6.2 Übersicht Budget und Rechnungen 2007/2008/2009

Tabelle: siehe Beilage

Die Budgetkreditpositionen und Stellenwerte wurden für die Jahre
2007 bis 2010 mit dem ordentlichen AFP und Budgetkredit beantragt
und unter der neuen Institutions-Nr. 2051 «Stadtweites Case Mana-
gement am Arbeitsplatz» eingestellt. In seinem Beschluss Nr. 1106
vom 10. Januar 2007 nahm der Gemeinderat zur Kenntnis, dass
gemäss der Planung mit dem Budget für die vierjährige Projektphase
insgesamt rund 18,9 Mio. Franken beantragt werden.

Eine detaillierte Übersicht der Kosten samt Gegenüberstellung zum
Budget zeigt, dass die budgetierten Mittel nicht vollumfänglich aus-
geschöpft und die Stellenwerte nicht im bewilligten Ausmass bean-
sprucht wurden. Bis Ende 2009 waren rund 2 Mio. Franken tiefere
Kosten als budgetiert zu verzeichnen. Gestützt auf diese Ergebnisse
2007 bis 2009 ist das Budget für den Kostenrechungskreis 2051 Case
Management der Stadt Zürich für das Jahr 2010 um rund 1 Mio. Fran-
ken gekürzt worden.

In Zukunft (ab 2011) werden die Sozialstellen nicht mehr separat im
Kostenrechnungskreis 2050, sondern im Kostenrechnungskreis 2051
Case Management aufgeführt. Damit besteht vollständige Transpa-
renz über sämtliche Instrumente und deren Kosten im Case Mana-
gement.

Per Ende 2009 wurden 19,7 Stellenwerte ausgewiesen. Darin war
auch die Projektleitung mit 2,8 Stellenwerten miterfasst. Auf der
Grundlage von 19,7 Stellenwerten wird das Projekt 2010 abge-
schlossen und in die Betriebsphase ab 2011 übergeleitet.

7. Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse aus der Projekt-
phase

7.1 Auslöser und quantitative Wirkungen des Case Managements
In der Zeit zwischen Herbst 2007 bis Ende 2009 sind etwas mehr als
1000 Case Management-Begleitungen – nach einer 14-tägigen,
krankheits- oder unfallbedingten Abwesenheit vom Arbeitsplatz –
erfolgt, von denen Ende 2009 knapp 600 abgeschlossen wurden. Die
Ursachen, welche zu einem Case Management führten, konnten
stadtweit in etwa zu einem Drittel auf Probleme mit dem Bewe-
gungsapparat einschliesslich Unfallfolgen, zu einem Drittel auf all-
gemeine körperliche Erkrankungen und zu einem Drittel auf psy-
chische Probleme zurückgeführt werden. Die letzte Gruppe wies
eine steigende Tendenz auf. Die detaillierten Angaben finden sich in
den Übersichten und Tabellen zum Bericht «Stadtweite Weiter-
führung Case Management».

Nach Abschluss der Begleitung durch das Case Management wurden
in der Berichtsperiode etwas über 60 Prozent aller begleiteten Mit-
arbeitenden wieder in den Arbeitsprozess in der Stadtverwaltung
integriert, wobei rund vier Fünftel dieser Mitarbeitenden an ihren
angestammten Arbeitsplatz zurückkehrten und die übrigen Mitar-
beitenden einen neuen Arbeitsplatz in der Stadtverwaltung fanden.
Mit dieser Quote wurde ein zentrales Projektziel erreicht. Für wei-
tere rund 20 Prozent Mitarbeitende, die nicht reintegriert wurden,

– 5 –



lagen verschiedene Anschlusslösungen vor (Austritt aus der Stadt-
verwaltung, Frühpensionierung usw.). Dagegen ist der Anteil der
Mitarbeitenden von knapp 20 Prozent, die nach dem Case Manage-
ment in eine (Teil-)Invalidität entlassen werden mussten, weiter zu
reduzieren. Mitarbeitende mit einer Teilinvalidität könnten – neue,
reguläre Teilzeitstellen oder Stellen für Mitarbeitende mit einge-
schränkter Leistungsfähigkeit vorausgesetzt – mit einem reduzierten
Beschäftigungsgrad in der Stadtverwaltung weiter angestellt bleiben.

7.2 Qualitative Auswirkungen von Case Management
Die qualitativen Auswirkungen des Case Managements stützen sich
auf Umfragen bei den Personen ab, die von Case Managerinnen und
Case Managern begleitet wurden.

Im Rahmen des Ziels «Steigerung der Zufriedenheit und Wertschät-
zung der Mitarbeitenden» sind im Urteil der betroffenen Mitarbei-
tenden folgende Vorgaben vollumfänglich erreicht worden:

– Wahrnehmung der Fürsorgepflicht der Arbeitgeberin, indem eine
frühzeitige Erfassung und Betreuung von durch Krankheit oder
Unfall länger als zwei Wochen abwesenden Mitarbeitenden
erfolgt ist;

– Betreuung und Begleitung durch die Case Managerinnen und
Case Manager bei komplexen Problemsituationen der Mitarbei-
tenden;

– Erhöhte Arbeitgeberattraktivität der Stadt Zürich auf dem Ar-
beitsmarkt;

– 80 Prozent der befragten Mitarbeitenden sind gerne wieder an
ihren alten Arbeitsplatz zurückgekehrt, da sie dort eine positive
veränderte Wertschätzung erfuhren.

Die Abgrenzung von Case Management gegenüber besonderen Pro-
blemen und Themen einer präventiv wirksamen Sozial- und Perso-
nalberatung, bei denen Führungspersonen und/oder HR-Verant-
wortliche keine adäquate Betreuung und Unterstützung leisten kön-
nen, ist bisher nicht optimal erfolgt. Zu dieser Kategorie zählen ins-
besondere nicht lösbare, schleichend eskalierende Arbeitskonflikte,
beispielsweise im Zusammenhang mit Mobbing, Sucht- oder Finanz-
problemen, Problemen mit veränderten/erhöhten Anforderungen
am Arbeitsplatz usw. (vgl. Ziff. 9.1.)

7.3 Monetäre Auswirkungen von Case Management der Stadt Zürich

Reintegrationsstellen
Die Arbeitgeberin garantiert den erkrankten oder verunfallten Mit-
arbeitenden, nach Ablauf der ordentlichen Lohnfortzahlung und bei
entsprechend günstiger Prognose, eine Rückkehr an den ange-
stammten Arbeitsplatz nach nochmals längstens 12 Monaten. Die
betroffenen Mitarbeitenden erhalten die Möglichkeit eines stufen-
weisen Anstiegs der Beschäftigung, damit wird dem Genesungspro-
zess angemessen Rechnung getragen.

Die Lohnkosten fielen während dieser Zeit unter den Kostenrech-
nungskreis 2051 Case Management.Während der Projektphase sind
60 Reintegrationsstellen eingerichtet worden. 37 dieser Reintegrati-
onsstellen konnten beendet werden. Von den 37 betroffenen Mitar-
beitenden kehrten 28 an ihren angestammten Arbeitsplatz zurück,
was einer Quote von 75 Prozent entspricht. Finanziell konnten Ein-
sparungen von 6,19 Mio. Franken ausgewiesen werden. (Die Pen-
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sionskasse der Stadt Zürich [PKZH] rechnet mit einer durchschnitt-
lichen Schadenssumme von Fr. 221 107.– pro Mitarbeitende/Mitar-
beitenden im Invaliditätsfall.)

Sozialstellen
Diese Stellen wurden in der Projektphase ausserhalb des ordentli-
chen Stellenplans geschaffen und standen Mitarbeitenden mit einer
mindestens 40-prozentigen Berufsinvalidität grundsätzlich befristet
auf maximal zwei Jahre zur Verfügung. In der Berichtsperiode sind
54 Sozialstellen eingerichtet und 24 Sozialstellen abgeschlossen wor-
den. Die übrigen 30 Mitarbeitenden sind zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch auf Sozialstellen beschäftigt. In der Folge sind von die-
sen 24 abgeschlossenen Sozialstellen fünf Mitarbeitende in den
Arbeitsprozess zurückgekehrt; sechs Mitarbeitende traten aus der
Stadtverwaltung aus und suchten eine neue Stelle. Die restlichen 13
Mitarbeitenden wurden in die Erwerbsinvalidität oder Alters- bzw.
Frühpensionierung entlassen. Es kann davon ausgegangen werden,
dass ohne diese Sozialstellen auch jene fünf Mitarbeitenden, welche
in den Arbeitsprozess zurückkehren konnten, in eine Erwerbsinvali-
dität entlassen worden wären und in der Folge Sozialversicherungs-
leistungen sowohl der PKZH als auch der IV beziehen würden.

In finanzieller Hinsicht führten die dadurch verhinderten fünf In-
validitätsfälle für die Stadt Zürich zu Einsparungen von rund 1,1 Mio.
Franken, wenn von derselben Berechnungsgrundlage wie bei den
Reintegrationsstellen ausgegangen wird.

Rückläufige Entwicklung der Invaliditätsfälle
Gestützt auf die Ausführungen der PKZH sind in den Jahren 2007 bis
2009 die Invalidisierungen von 151 konstant um jährlich 15 Fälle bis
auf 105 Fälle im Jahr 2009 zurückgegangen. Die PKZH rechnet,
gestützt auf ihre Berechnungsgrundlage, mit Einsparungen bzw. Min-
derausgaben von rund 10,2 Mio. Franken. Es kann davon ausgegan-
gen werden, dass Case Management einen wesentlichen Beitrag an
diesem tatsächlich erfolgten Rückgang der Invaliditätsfälle geleistet
hat.

Diese Annahme wird auch durch schriftliche Umfrageergebnisse bei
den Vertrauensärztinnen und -ärzten der PKZH, bei Vorgesetzten
und HR-Verantwortlichen in der Stadt Zürich gestützt. Gemäss die-
sen vergleichenden 2009 durchgeführten Befragungen und 2010
erfolgten Nachbefragungen, sind allein in den Jahren 2007 bis 2009
dank Case Management mutmasslich rund 140 Neuinvalidisierungen
ganz oder teilweise verhindert worden. Diese Zahlen sind allerdings
nicht erhärtet, sondern beruhen auf Schätzungen. Die Vertrau-
ensärztinnen und -ärzte stellen diese Entwicklungen (verhinderte
Neuinvalidisierungen) in einen unmittelbaren Zusammenhang mit
dem Case Management.

Fazit: Positive Kosten-Nutzen-Rechnung 2007 bis 2009
Nimmt man die dank Case Management – durch früher erfolgte
Rückkehr an den Arbeitsplatz – verhinderten, rund 6000 Absenztage
hinzu, welche bei den Dienstabteilungen Einsparungen in Form von
Lohnkosten in der Höhe von grob geschätzt weiteren 1,85 Mio. Fran-
ken zur Folge haben, dann hat Case Management am Arbeitsplatz in
der Stadt Zürich in der Berichtsperiode 2007 bis 2009 ohne Zweifel
ein erfolgreiches wirtschaftliches Ergebnis in der Höhe von rund
6 Mio. Franken erzielt. Diese Schlussfolgerung ist mit Blick auf die
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Gegenüberstellung der Kosten für das Case Management ein-
schliesslich des Aufwands für Sozialstellen in der Höhe von knapp
14 Mio. Franken und den bei der PKZH und den Dienstabteilungen
erzielten Einsparungen in der Höhe von rund 17,5 Mio. Franken (bei
vorsichtiger Bewertung) auf jeden Fall angezeigt. Demnach ist auch
in wirtschaftlicher Hinsicht die Zielsetzung des Case Managements
am Arbeitsplatz erreicht. Als Folge von Case Management darf des-
halb in naher Zukunft mit Senkungen der Risikoprämien der So-
zialversicherungen der Stadt Zürich gerechnet werden.

8. Organisation in der Betriebsphase

8.1 Vorgesehene Struktur
Gestützt auf die eher negativen Erfahrungen in der Projektphase mit
einer Matrixorganisation ist für die Betriebsphase eine einfachere
Organisationsform zu wählen. Personelle und fachliche Führung der
Case Managerinnen und Case Manager werden in einer Funktion
zusammengefasst.

Im Vordergrund steht die Frage, ob eine stadtweit zentrale oder
dezentrale Struktur zu wählen ist. Im Falle einer zentralen Lösung
werden sämtliche Case Managerinnen und Case Manager von einer
Stelle angestellt und zentral geführt. Die dezentrale Lösung sieht
konsequenterweise eine Anstellung und Führung der Case Manage-
rinnen und Case Manager auf Departementsstufe vor.

Es hat sich im Verlaufe des Projekts gezeigt, dass für die Stadt Zürich
keine einheitliche Struktur stadtweit eingeführt werden kann. Daher
wird ein Kompromissweg beschritten.

Die Case Managerinnen und Case Manager werden weiterhin von
HRZ angestellt und entlöhnt. Die zentralen Querschnittsaufgaben
(vgl. Ziff. 8.2) werden ebenfalls von HRZ für sämtliche Case Mana-
gerinnen und Case Manager der Stadt Zürich wahrgenommen.

Die Case Managerinnen und Case Manager in den Departementen
mit hauptsächlich zentralen Verwaltungsaufgaben werden in eine
Gruppe mit zwei Teams zusammengefasst. Zu dieser Gruppe ge-
hören die Case Managerinnen und Case Manager sämtlicher Depar-
temente der Stadt Zürich mit Ausnahme des Departements der In-
dustriellen Betriebe (DIB) und des Gesundheits- und Umweltde-
partements (GUD). Für Letztere sind aus verschiedenen Gründen
(Departemente mit überwiegendem Unternehmens- und Betriebs-
charakter, punktuell eigene Praxis im Case Management, vor allem
im DIB, zum Teil stark von der Verwaltung abweichende Kultur) dif-
ferenzierte Lösungen in der Struktur und Führung zu treffen.

Im DIB steht seit Projektbeginn fest, dass die für das DIB tätigen
Case Managerinnen und Case Manager weiterhin in einer separaten
Gruppe zusammengefasst und unter eine eigene Leitung, die bereits
diese Funktion ausübt, gestellt werden.

Die Gruppenleitungen, mit Ausnahme des DIB, werden grundsätz-
lich aus dem bestehenden Pool der Case Managerinnen und Case
Manager ausgewählt. Diese Personen werden allerdings auch wei-
terhin überwiegend im Case Management eingesetzt. Mit diesem
Vorgehen müssen keine neuen Stellen für die Gruppenleitungen
geschaffen werden.
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Diese Struktur wird in der Betriebsphase des Case Managements
überprüft und allenfalls nach zwei bis drei Jahren angepasst. Ein
Organigramm mit der künftigen Struktur befindet sich im Bericht
(Übersichten und Tabellen zum Bericht über das Projekt «Stadtweite
Weiterführung Case Management», Seite 37).

8.2 Koordinationsstelle
Die bisherige Projektleitung wird zur Leitung der Koordinations-
stelle. Sie wird unter anderem mit dem Informationsaustausch zwi-
schen den Case Managerinnen und Case Managern, der Gewährleis-
tung einer einheitlichen Praxis, der Qualitätssicherung, dem Con-
trolling, dem Reporting, dem Wissensaustausch usw. betraut. Dane-
ben nimmt die Leitung der Koordinationsstelle die Führung der
Gruppenleitungen mit Ausnahme des DIB und des GUD wahr.
Schliesslich ist diese Stelle für die Kontakte zu den Ansprechperso-
nen in den Departementen und Dienstabteilungen, den Personal-
verbänden und Sozialversicherungen der Stadt Zürich zuständig. Die
Koordinationsstelle ist in die Organisationsstruktur von HRZ ein-
gebunden.

9. Offene Fragen

9.1 Kompetenzabgrenzung
Ungeklärt ist bisher die Kompetenzabgrenzung der Case Manage-
ment-Aufgaben gegenüber Themen der Sozial- und Personalbera-
tung. Es hat sich gezeigt, dass sich Personalverantwortliche in The-
men an die Case Managerinnen und Case Manager wenden, die ganz
oder überwiegend dem Bereich der stadtweit nicht institutionali-
sierten Sozial-  und Personalberatung zuzuordnen wären (Probleme
mit Sucht, Finanzen, persönlicher Entwicklung in der Verwaltung,
Mobbing am Arbeitsplatz, Arbeitskonflikten). Die Klärung dieser
Abgrenzungsfragen ist unverzüglich anzupacken.

Mit hoher Priorität ist jedoch diese Zuständigkeitsfrage, insbeson-
dere bei der Bearbeitung von Fällen, zu beantworten, bei denen heik-
le Arbeitskonflikte vorliegen, die von der Führung und den HR-Ver-
antwortlichen nicht mehr gelöst werden können. Die Auswertungs-
ergebnisse zeigen auf, dass die Verknüpfung von Arbeitskonflikt zu
Krankheit und schliesslich zu einem Fall im Case Management sehr
häufig eintritt. Primär ist davon auszugehen, dass das Case Manage-
ment sich nicht mit Arbeitskonflikten befasst, sondern erst zum Zuge
kommt, wenn die oder der Mitarbeitende erkrankt oder verunfallt
ist.

Als Folge der einerseits festgelegten Case Management-Aufgaben
und anderseits weitgehend offenen und bisher nur in einzelnen 
Dienstabteilungen eingesetzten Massnahmen der Sozialberatung ist
auch zu diesem Themenbereich die Abgrenzung zum Case Manage-
ment noch zu definieren.

Verschiedene Stellen in den Departementen und HRZ sind hier
involviert. Die städtische Ombudsstelle befasst sich gemäss ihrer
jährlichen Berichterstattung auch vermehrt (28 Prozent) mit Fragen
von Arbeitskonflikten des städtischen Personals (vgl. Bericht der
Beauftragten in Beschwerdesachen für das Jahr 2009, Seite 40).

Die Klärung solcher Fragen muss bis 2011 erfolgen, zumal die Fälle,
bei denen Arbeitskonflikte offen oder verdeckt im Case Manage-
ment auftreten, in der Zahl und Komplexität stetig zunehmen.
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9.2 Strukturelle und organisatorische Fragen
Im Vordergrund steht die Frage, wie die Integration der Case Mana-
gerinnen und Case Manager in den Departementen erfolgt, insbe-
sondere, welches die Ansprechpersonen für das Case Management
sind und wie der Informationsaustausch innerhalb der Departe-
mente in Zukunft ausgestaltet wird. Rolle und Aufgaben der bishe-
rigen Departementsdelegierten sind zu überdenken und allenfalls
neu zu definieren. Diese Fragen sind spätestens bis Herbst 2010 zu
klären, damit die im Departement zuständigen Ansprechpersonen
auf ihre Aufgaben vorbereitet werden können. HRZ wird deshalb
eingeladen, dem Stadtrat über die entsprechenden Anpassungen
Antrag stellen zu lassen.

Die Frage der künftigen Standorte der Case Managerinnen und Case
Manager, verbunden mit der notwendigen Infrastruktur, ist bis zum
Herbst 2010 zu bereinigen. Es wird insbesondere zu prüfen sein, ob
die Case Managerinnen und Case Manager – mit Ausnahme derje-
nigen des DIB und GUD – stadtweit nach Möglichkeit zentral an
einem Ort angesiedelt werden.

Dem Gemeinderat wird beantragt:

Vom Bericht gemäss GRB 1106 vom 10. Januar 2007 über die Erfah-
rungen mit Case Management am Arbeitsplatz in der Verwaltung der
Stadt Zürich und über die definitive Weiterführung dieses Instru-
ments i.S.v. Art. 3bis des Personalrechts wird zustimmend Kenntnis
genommen.

Die Berichterstattung im Gemeinderat ist dem Vorsteher des Finanz-
departements übertragen.
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Im Namen des Stadtrates

die Stadtpräsidentin

Corine Mauch

der Stadtschreiber

Dr. André Kuy












































































































































































































































































































